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Klehr, 
J ustizbeschäftigte 
als Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle 

ARBEITSGERICHT 

LUDWIGSHAFEN AM RHEIN 

- AUSWÄRTIGE KAMMERN LAN •orlage ►

IM NAMEN DES V 

URTEIL 

DGB Rechtsschutz GmbH 
Büro Ludwigshafen 

KES 
j 31. M,AI 2021
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Erledigt Fristen + Termine 

In dem Rechtsstra:i111,-t ---
._ ___ .___ ___ ,1____: __ ......1 

Prozessbevollmächtigte/r: 

- Kläger ­

DGB Rechtsschutz GmbH, handelnd durch 
Rechtsschutzsekretärin Tatjana Dette, Ludwigsplatz 
1, 67059 Ludwigshafen 

gegen 

- Beklagte -

Prozessbevollmächtigte/r: 

hat die 5. Kammer des Arbeitsgerichts Ludwigshafen am Rhein -Auswärtige Kam­
mern Landau in der Pfalz - auf die mündliche Verhandlung vom 06.05.2021 durch 
den Richter am Arbeitsgericht ... als Vorsitzenden und den ehrenamtlichen 
Richter ... und den ehrenamtlichen Richter ... als Beisitzer für Recht erkannt: 
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Gegen diese Kündigung wendet sich der Kläger mit seiner am 30.10.2020 zum Ar­

beitsgericht erhobenen Kündigungsschutzklage. 

Zu deren Begründung trägt der Kläger im Wesentlichen vor: 

Die Abmahnungen vom 02.07.2020, 24.09.2020 und die weitere Abmahnung vom 

24.09.2020 seien unberechtigt (vgl. das Vorbringen des Klägers im Schriftsatz vom 

15.02.2021 wie Blatt 62 ff der Akte). 

In dem Schreiben vom 08.06.2020 habe er seinen Unmut über Arbeitsbedingungen 

Ausdruck gegeben. Er habe die teilweise unerfreulichen Arbeitsbedingungen u.a. 

mit dem Geschäftsführer R. besprochen, der ihm zugesichert habe, die 

berechtigten Anliegen zu klären. Es sei mittlerweile auch eine zusätzliche Voll­

zeitkraft eingestellt worden; die Rückstände seien auch aufgeholt. 

Die Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung vom 24.09.2020 habe sein Vater bei der 

Krankenkasse abgegeben. Dieser habe aber versehentlichen die Bescheinigung für 

den Versicherten dort abgegeben und nicht das Exemplar für die AOK (Zeugnis 

des A.). Die Daten seien dann bei der AOK aber doch hinterlegt gewesen. In 

Folge einer verspäteten Datenübermittlung habe die Beklagte bis zum 30. Sep­

tember, also 2 Tage zu viel, Entgeltfortzahlung geleistet. Er habe im Folgenden eine 

Vielzahl von Abrechnungen erhalten mit verschiedenen Beträgen, aus denen für 

ihn selbst gar nicht mehr ersichtlich sei, was für die letzten beiden Septembertage 

und für Oktober hin- und her gerechnet worden sei. Nach dem 16. Oktober sei er 

wieder arbeitsfähig gewesen. Die Beklagte habe ihm mit Schreiben vom 13. 

Oktober ein umfassendes Haus- und Hofverbot erteilt. 
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Die Berufungsschrift und die Berufungsbegründungsschrift müssen von einem bei 
einem deutschen Gericht zugelassenen Rechtsanwalt unterzeichnet bzw. signiert 
sein. 

Sie können auch in Verfahren für deren Mitglieder von einem Organ oder einem mit 
der Prozessvertretung beauftragten Vertreter einer Gewerkschaft, einer Arbeitge­
bervereinigung, eines Zusammenschlusses oder einer Rechtsschutzorganisation 
solcher Verbände nach näherer Maßgabe des§ 11 Abs. 2 Satz 2 Nr. 4 und 5 ArbGG 
unterzeichnet bzw. signiert werden. 

Rechtsanwälte oder eine der vorher bezeichneten Organisationen können sich 
selbst vertreten. 
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